
Zum jetzt vorgestellten „Kodex
über die Grundsätze guter Unterneh-
mens- und Beteiligungsführung“ er-
klärte Knut Korschewsky, verant-
wortlicher LINKE-Abgeordneter für
Fragen von Anti-Korruption: „Mit dem
Kodex gibt die Landesregierung ein
klares Bekenntnis zur Transparenz
ab. Ich begrüße insbesondere den
Vorstoß, künftig möglichst viele Ver-
gütungen bei Vorständen und Auf-
sichtsräten von Unternehmen mit
Beteiligung der öffentlichen Hand of-
fenzulegen. Nur so kann bürger-
schaftliche Kontrolle in diese bisher
geheime Sphäre Einzug halten.“ Gut
sei auch die Reglementierung auf
maximal fünf Aufsichtsmandate, wo-
durch die oft ausufernde ‘Nebenjob-
Mentalität‘ eingegrenzt wird.

Alle angehörten Sachverständigen,
so die Linksfraktion nach der öffentli-
chen Anhörung zum Tiergefahrenge-
setz, befürworten Regelungen, die
Gefahren im Umgang mit Tieren vor-
beugen. „Dazu gehört jedoch für die
übergroße Mehrheit nicht die so ge-
nannte Rasseliste, die Hunden einer
bestimmten Rasse per se Gefährlich-
keit unterstellt“, so Sabine Berninger,
stellvertretendes Mitglied im Innen-
ausschuss. Sachkunde und Hunde-
führerschein sind die beste Gewähr.
Die Einordnung aufgrund der Rasse-
zugehörigkeit zu gefährlichen Hunde
berge für alle anderen Hunde die Ge-
fahr der Verharmlosung als per se
ungefährlich und forciere auch di-
stanzloses Verhalten gegenüber „Fa-
milienhunden“.                                 

Mit einem umfangreichen Alter-
nativantrag zum CDU-Antrag zur
Novellierung des Landesbehinder-
tengesetzes geht es den Koaltions-
fraktionen „um zahlreiche Maß-
nahmen, die die Situation der
Menschen mit Behinderungen im
Sinne einer möglichst umfassen-
den selbstbestimmten Lebensfüh-
rung weiter verbessern“,  so die
behindertenpolitischen Spreche-
rinnen Karola Stange (LINKE), Bir-
git Pelke (SPD) und Babett Pfeffer-
lein (GRÜNE). Die UN-Behinder-
tenrechtskonvention (BRK) schaffe
keine Sonderrechte, sondern kon-
kretisiere und spezifiziere die uni-
versellen Menschenrechte aus der
Perspektive der Menschen mit Be-
hinderungen vor dem Hintergrund
ihrer Lebenslagen.  Dazu soll das
Thüringer Behindertengleichstel-
lungsgesetz novelliert werden. 

„Es bedarf einer Kommunikati-
onsstrategie zur Umsetzung des
Bundesteilhabegesetzes, die sich
an die Menschen, Unternehmen,
Träger der Eingliederungshilfe, Lei-
stungsanbieter und Verbände rich-
tet. Uns ist wichtig, dass die Kom-
munen unterstützt werden, so
dass anspruchsberechtigte Men-
schen ab Anfang 2018 ein Budget
für Arbeit nutzen können und ent-
sprechend informiert werden.
Auch soll mittels des Alternativan-
trages über die Fortschreibung
des Thüringer Maßnahmenplans
zur Umsetzung der UN-BRK be-
richtet werden und dieser nach
dem Kabinettsbeschluss der Lan-
desregierung im Jahr 2018 dem
Landtag zur Beschlussbefassung
zugeleitet werden.“

Landtagssitzungen:
Die nächsten planmäßigen Ple-

narsitzungen des Thüringer Land-
tags finden statt (jeweils Mittwoch
bis Freitag) in der Zeit vom 27. bis
29. September und vom 1. bis 3.
November sowie von Dienstag,
den 12., bis Freitag, den 15. De-
zember. 

Bei Interesse an Teilnahme an ei-
ner der Sitzungen bitte rechtzeitig
in der Geschäftsstelle der Links-
fraktion melden (Tel. 0361
3772295).

Über die Aktivitäten der Links-
fraktion immer auf dem Laufenden
im Internet unter: 

www.die-linke-thl.de     

2015 und 2016 ist die Zahl der
BAföG-Empfangenden in Thüringen
deutlich gesunken. „Dies belegt nicht
den plötzlichen Reichtum der Studie-
renden, sondern verweist auf die
weiterhin deutlich zu geringen Frei-
beträge“, so MdL Christian Schaft.
Daher hatte die LINKE die Problema-
tik in ihrer Aktuellen Stunde am 30.
August im Landtag thematisiert. Ge-
rade steigende Mieten in Hochschul-
städten machen den Studierenden
zu schaffen. „In der Folge müssen im-
mer mehr neben dem Studium einen
oder mehrere Jobs ausüben. „Des-
halb braucht es endlich ein elternun-
abhängiges und rückzahlungsfreies
BAföG, welches automatisch an stei-
gende Lebenshaltungskosten ange-
passt wird“, so Christian Schaft.
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sagte Margit Jung. Kulturhäuser seien
wie Pilze aus dem Boden geschossen,
über 1.000 entstanden bereits in den
ersten zehn Jahren nach dem Krieg.
„Hier entwickelte sich die Volkskunst
mit Chören, Tanzgruppen, Fotozirkeln,
mit Film und Kultur. Die Häuser waren
meistens bei fast  freien Eintritt aus-
verkauft.“

UNZ-17-2017

Ausstellung über das 
Kulturwunder der DDR
Margit Jung: Ende der 80er Jahre weltweit einmalige Dichte an Kulturhäusern 

Landtagsvizepräsidentin Margit
Jung (LINKE) hat am 23. August die
Ausstellung „Das Kulturwunder im
Osten Deutschlands“ im Zwischen-
gang des Funktionsgebäudes im
Landtag eröffnet. Die Ausstellung
beleuchtet die auffallende Dichte
an Kulturhäusern in der ehemaligen
DDR.

Mit der Ausstellung über die Kultur-
häuser in der DDR, die noch bis zum
17. September zu sehen ist, begleitet
der Thüringer Landtag den Tag des of-
fenen Denkmals am 10. September.
Bereits in den Tagen zuvor können sich
die Besucher ein Bild vom Phänomen
„Kulturhäuser“ machen, das Ende der
80er Jahre mit 1.200 Klub- und Kultur-
häusern für ein nahezu flächendecken-
des kulturelles Angebot in der DDR
sorgte.

Margit Jung betonte „die weltweit
einmalige  Dichte an Kulturhäusern in
der DDR“. Zwar sei Verklärung fehl am
Platz. „Aber wenn man die Geschichte
der Kultur in der sowjetischen Besat-
zungszone und später in der DDR be-
trachtet, kommt man um eines nicht
herum, die kulturelle Entwicklung der
Nachkriegszeit war ein beispielhaftes
Erfolgsprojekt.“ 

Der LINKE-Politikerin war es auch
deshalb eine besondere Freude, diese
Wanderausstellung  eröffnen zu kön-
nen, weil sie als Diplom-Kulturwissen-
schaftlerin fast 20  Jahre ihres Lebens
als Jugendklubleiterin und Kulturhaus-
leiterin - sie begann bereits mit 19 Jah-
ren in Werdau -, sowie als Abteilungs-
leiterin beim Rat des Bezirkes Gera
und als jüngstes Kreistagsmitglied für
den Kulturbund der DDR diesen Ab-
schnitt der Entwicklung mitgestaltet
hat.  „Bereits 1945 haben sowjetische
Funktionäre verstanden, mit dem Brot,
auch die Kultur zu verteilen, mitten in
der auch kulturellen Wüste, die der Na-
tionalsozialismus hinterlassen hatte“,

Leuchttürme, die nur der Denkmal-
schutz vor dem Verfall bewahrt – und
über die mache Träne der Kulturschaf-
fenden von damals fließt“, sagte Mar-
git Jung und hatte damit sicherlich die
Gefühle manches Gastes getroffen,
der sich damals kulturpolitisch enga-
gierte. Die LINKE-Abgeordnete verwies
auf einen „Nachwendefehler im Eini-

Auch auf den Bitterfelder Weg kam
die Politikerin zu sprechen. Damit soll-
ten 1959 die Symbiose aus Arbeiter-
klasse und Hochkultur zementiert und
die Trennung von Kunst und Leben, die
Entfremdung von Künstlern und Volk
überwunden werden. „Eine Idee übri-
gens“, so Margit Jung weiter, „die eini-
ge Jahre später, 1979, auch im Westen,
etwa vom Frankfurter Kulturdezernen-
ten Hilmar Hoffmann unter dem Slo-
gan ‘Kultur für alle’, formuliert wurde“.

Die Ausstellung spannt den Bogen
über die gesamte Republik, fünf Kultur-
häuser aus fünf Bundesländern, stell-
vertretend für über 1.000. Darunter
der Kulturpalast Maxhütte Unterwel-
lenborn in Thüringen. „Die meisten
sind heute Ruinen, Schandflecke statt

gungsvertrag“, wo die Übernah-
me der Kulturstätten, die zu-
meist den volkseigenen Betrie-
ben gehörten, nicht geregelt
war. „Die klammen Gemeinden
konnten sich den Kulturbetrieb
einfach nicht leisten.“

2013 hat sich übrigens der
Verein „Kulturpalast Unterwel-
lenborn“ gegründet. Dank ver-
schiedener Enthusiasten kann
der Palast wieder vielfältig ge-
nutzt werden.

Die Ausstellung entstand be-
reits im Jahr 2014 und wurde
eröffnet im US-amerikanischen
Atlanta in Kooperation mit dem
Goethe-Institut. Kuratoren wa-
ren Pierre Wilhelm, Peter Goe-
del und Helga Storck. Pierre
Wilhelm, dessen Kulturhaus in

Plessa in der Niederlausitz einem Su-
permarkt Platz machen sollte und das
mit prominenter Unterstützung geret-
tet werden konnte, war zur Ausstel-
lungseröffnung in den Thüringer Land-
tag gekommen und hatte einen Vortrag
über seine Studie und seine Erfahrun-
gen bei der Projektentwicklung des
Kulturhauses Plessa gehalten.

Am Donnerstag, den 14. September,
findet um 17.00 Uhr im Landtag eine
Finissage statt mit dem Dokumentar-
film „An der Saale hellem Strande - Ein
Kulturhaus erzählt“. Kurator Peter Goe-
del steht im Anschluss für ein Filmge-
spräch zur Verfügung. Er hat in seiner
Kindheit und Jugend das Klubhaus
„Freundschaft“ der BUNA-Werke aktiv
miterlebt.           Annette Rudolph


